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4. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (Art. 81 BayBO)

5.3

Naturraumtypische Laubbäume
- Acer campestre (Feldahorn)
- Acer platanoides (Spitzahorn)
- Acer pseudoplatanus (Bergahorn)
- Carpinus betulus (Hainbuche)
- Fagus sylvatica (Rotbuche)
- Fraxinus excelsior (Gemeine Esche; 
  frische bis feuchte Standorte)
- Pyrus pyraster (Wildbirne, Holzbirne)
- Quercus robur (Stieleiche; frische 
  bis feuchte Standorte)
- Quercus petraea (Traubeneiche)
- Sorbus aucuparia (Vogelbeere)
- Tilia cordata (Winterlinde)

5.1

5. TEXTLICHE HINWEISE
Ortstypische Obstarten/-sorten
- Apfel „Biesterfelder Renette“
- Apfel „Geheimrat Oldenburg“
- Apfel „Gewürzluiken“
- Apfel „Gravensteiner“
- Apfel „Jakob Fischer“
- Apfel „Goldrenette von Blenheim“
- Apfel „Kaiser Wilhelm“
- Apfel „Klarapfel“
- Apfel „Lohrer Rambur“
- Apfel „Ontario Apfel“
- Apfel „Rheinischer Bohnapfel“
- Apfel „Roter Boskoop“
- Apfel „Winterrambur“ 
- Zwetschge „Graf Althans“
- Zwetschge „Hauszwetsche“
- Zwetschge „Wangenheims Frühzwetsche“
- Birne „Gellerts Butterbirne“
- Birne „Clapps Liebling“
- Birne „Gute Graue“
- Birne „Oberösterreichische Weinbirne“
- Heimische Wildobstarten
   (Vogelbeere, Vogelkirsche, Wildapfel, Holzbirne)

5.2

Dachformen und -neigungen
Alle Dachformen und –neigungen sind zulässig.
Begrünung von Dachflächen
Um den Oberflächenwasserrückhalt und den örtlichen Wärmeausgleich im Siedlungsraum 
zu fördern, sind mindestens 50 % aller Dachflächen (Haupt- wie Nebengebäude) extensiv 
zu begrünen. Ein entsprechender Nachweis ist im Rahmen des Vorhabengenehmigungs-
verfahrens zu führen.
Oberflächengestaltung von Stellplätzen, Wegen, Plätzen und Lagerflächen innerhalb der Bauflächen
PKW-Stellplätze, Wege, Platz- und Lagerflächen auf Baugrundstücken sind einschließlich 
Unterbau aus versickerungsfähigen Materialien, beispielsweise wassergebundene Decken,
Rasenfugen-, Rasengitter-, Dränfugen- oder Dränpflaster herzustellen. 
Hiervon ausgenommen sind betriebliche Umgangsflächen und immissionsgefährdete Flächen, 
deren Vollversiegelung zum Schutz des Naturhaushalts erforderlich ist.
Oberflächengestaltung nicht überbauter und nicht überbaubarer Teilflächen
Nicht überbaubare Teilflächen innerhalb der festgesetzten Gewerbeflächen, die betriebs- 
bedingt nicht für Stell- oder Lagerplätze benötigt werden, wie auch nicht überbaute 
Teilflächen innerhalb der festgesetzten Baugrenzen, sind vor Oberflächenbefestigungen und 
–versiegelungen zu bewahren und zu begrünen.
Einfriedung von Baugrundstücken
Die maximale Höhe von straßenseitigen Grundstückseinfriedigungen wird, gemessen von der 
angrenzenden Gehwegoberkante, mit 2,00 m festgesetzt. Entlang der Grundstücksgrenzen 
wird eine maximale Höhe von 2,00 m festgelegt, gemessen von der Oberkante des 
angrenzenden Geländes. Einfriedungen an der Bundesautobahn BAB 3 sind ohne Tür- 
und Toröffnungen auszubilden.
Betriebszufahrten
Für Betriebszufahrten ist ein Stauraum (Abstand zwischen öffentlichen Straßenverkehrs-
flächen und Grundstückseinfriedung/Toranlage) von mindestens 10,00 m vorzusehen.
Werbeanlagen
Wechselnde oder bewegte Lichteffekte, wie auch grelle Farbgebungen an Werbeanlagen
sind nicht zulässig.
KfZ-Stellplatznachweis
Der betriebsbedingt erforderliche KfZ-Stellflächenbedarf ist vollständig auf dem Betriebs-
grundstück oder einem hierfür zu beanspruchenden Baugrundstück innerhalb des Gewerbe-
gebietes zu decken.

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

Baugrenze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

1.3
1.4
1.5
1.6
1.7

Art und Maß der baulichen Nutzung

GRZ 0,80
BMZ 10,0
WHmax 10,0
GHmax 5,0
66/53 dB(A)
65/50 dB(A)
63/50 dB(A)
63/48 dB(A)
62/49 dB(A)

Grundflächenzahl 0,80 gem. § 16 i. V. m. § 19 BauNVO
Baumassenzahl 10,0 gem. § 16 i. V. m. § 21 BauNVO
Maximale Wandhöhe 10,0 m m gem. § 16 BauNVO (vgl. textl. Festsetzung)
Maximale Giebelhöhe 5,0 m gem. § 16 BauNVO (vgl. textl. Festsetzung)
Geräuschkontingent tags 66 dB(A), nachts 53 dB(A)
                         bzw. tags 65 dB(A), nachts 50 dB(A)
                         bzw. tags 63 dB(A), nachts 50 dB(A)
                         bzw. tags 63 dB(A), nachts 48 dB(A)
                         bzw. tags 62 dB(A), nachts 49 dB(A)

Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Gebäudestellung
1.8

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungs-
planes "Gewerbegebiet Schloßfeld" gem. § 9 Abs. 7 BauGB

Straßenverkehrsfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

1.19

Verkehrsflächen

Grünflächen, Grünordnung, Naturschutz

Sonstige Planzeichen und Festsetzungen

1.9
1.10

1.15
1.16

1.17

1.18

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB:
Fuß- und Radwege, Feldwirtschaftswege

2. ZEICHNERISCHE HINWEISE
2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

Elektrische Versorgungsanlage: Trafostation gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Flächen für Versorgungsanlagen und zur Rückhaltung 
und Versickerung von Niederschlagswasser
1.11
1.12
1.13
1.14

Öffentliche Grünfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
Höhenschichtlinien, 1,00 m - Raster
(nachrichtliche Übernahmen: DGM 1, bayer. LVG 2017)Private Grünfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

1. ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN 
gem. § 9 Abs. 1 BauGB

Baumaßgrenze zwischen Gewerbegebietsteilflächen
gem. 16 Abs. 5 BauNVO (vgl. Baunutzungsschablonen)

M 1:1.000 N 0 25 50 m

Kartenhintergrund: Bayer. Vermessungsverwaltung 2017, ALKIS Datensatz

220 kV Hochspannungs-Freileitung Ludersheim - Aschaffenburg
mit eingetragener Baubeschränkungszone 24,0 m beidseits.

Ferngasleitungen mit Schutzstreifen und Bezeichnung
Schmutzwasserkanal
Tagwasserkanal

Bauverbotszone an der Bundesautobahn BAB 3: 
40 m Abstand zum Fahrbahnrand gem. § 9 Abs. 1 FStrG
Baubeschränkungszone an der Bundesautobahn BAB 3:
100 m Abstand zum Fahrbahnrand gem. § 9 Abs. 2 FStrG
(Zustimmung der Landesstraßenbauverwaltung zu genehmigungspflichtigen 
Bauvorhaben erforderlich )

Gewerbegebiet
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 8 BauNVOGE

Art der baulichen Nutzung
Grundflächenzahl

(GRZ)
Max. Wandhöhe
(WHmax)

Max. Giebelhöhe
(GHmax)

Geräuschkontingente
tags / nachts

Baumassenzahl
(BMZ)

Festsetzungen durch Baunutzungsschablonen in der Planurkunde:

1.1

1.2

Rückhaltung und Abführung von unbelastetem Niederschlagswasser
(offene Gräben, Retentionsflächen, Regenrückhaltebecken) gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
gem. § 9 Abs. 1 Nrn. 25a, 25b i. V. m. Nr. 20 BauGB

Bestehende Versorgungsleitungen im Planungsraum (nachrichtliche Übernahmen):

Naturraumtypische Straucharten
- Corylus avellana (Haselnuss)
- Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)
- Crataegus laevigata (Zweigr. Weißdorn)
- Crataegus monogyna (Eingr. Weißdorn)
- Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)
- Ligustrum vulgare (Liguster)
- Lonicera xylosteum (Heckenkirsche)
- Prunus spinosa (Schwarzdorn)
- Rosa canina (Hundsrose)
- Rosa arvensis (Feldrose)
- Salix caprea (Salweide)
- Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
- Sorbus aucuparia (Vogelbeere)
- Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)
Niedrigwüchsige Straucharten im Bereich von Freileitungen
- Aronia melanocarpa (Apfelbeere)
- Ligustrum obtusifolium regelianum (Liguster)
- Ribes alpinum (Alpenjohannisbeere)
- Ribes aureum (Goldjohannisbeere)
- Rosa rubrifolia (Hechtrose)
- Rosa rugosa (Kartoffelrose)

Eingrünung von PKW-Stellplätzen
Stellplatzanlagen sind gem. Stellplatzverordnung der Stadt Marktheidenfeld einzugrünen. 
Bei Baumpflanzungen im befestigen Bereich sollte ein Pflanzquartier vorgesehen werden, 
das mindestens der Fläche eines Stellplatzes entspricht.
Pflanzungen innerhalb der Baubeschränkungszone von Hochspannungs-Freileitungstrassen
Für Anpflanzungen innerhalb der Baubeschränkungszone von Freileitungstrassen dürfen 
lediglich Sträucher mit niedrigen Wuchseigenschaften herangezogen werden. Es muss 
gewährleistet sein, dass ein Mindestabstand von 3,25 m zu den Leiterseilen beim größten 
anzunehmenden Seildurchhang eingehalten wird.
Pflanzungen im Bereich von Ferngasleitungen
Entlang von Ferngasleitungen ist mit Baum- und Strauchpflanzungen ein Mindestabstand 
von 2,50 m zu Leitungsachse einzuhalten.
Bauliche Anlagen im Bereich von Versorgungsleitungen
Bauliche Anlagen im Leitungsausübungsbereich dürfen nur nach Zustimmung 
des zuständigen Stromversorgungsunternehmens errichtet werden.
Fassadengestaltung
Gebäude sind spätestens 2 Jahre nach Bezugsfertigkeit mit der im 
Baugenehmigungsverfahren beantragten Fassadenverkleidung zu versehen.
Nachweis Grundstücksbepflanzung, -einfriedung
Die gewählte Bepflanzung und Einfriedung des Baugrundstückes sind im 
jeweiligen Bauantrag prüfbar nachzuweisen.
Werbe- und Beleuchtungsanlagen
Es dürfen keine Werbe- und Beleuchtungsanlagen errichtet werden, 
die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB A3 beeinträchtigen können.
Bauliche Anlagen im Nahbereich der BAB A3
Bauliche Anlagen, einschließlich Abgrabungen und Auffüllungen, dürfen nur außerhalb der 
40 m breiten Bauverbotszone gem. FStrG an der BAB A3 errichtet werden (gemessen vom 
äußeren Fahrbahnrand). Vor Baubeginn in die Bauverbotszone entlang der BAB A3 
abzustecken und mit der Autobahnmeisterei abzustimmen.
Alle Baugesuche innerhalb eines 100 m breiten Flächenkorridors entlang der BAB A3 
(gemessen vom äußeren Fahrbahnrand, sog. Baubeschränkungszone gem. FStrG) 
sind der Autobahndirektion Nordbayern zur Stellungnahme vorzulegen. Innerhalb der 
Baubeschränkungszone wird die Anlage von Parkplätzen empfohlen.
Oberflächenentwässerung an der BAB A3
Oberflächenwasser und sonstige Abwässer dürfen nicht der Entwässerungsanlage 
der BAB A3 zugeführt werden.
Einwirkungen auf die BAB A3
Vom Gewerbegebiet dürfen keine bau-, anlage- oder betriebsbedingte Emissionen ausgehen,
die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB A3 beeinträchtigen.
Lärmkontingentierung
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass der zulässige, 
flächenbezogene Schallleistungspegel bzw. der aufgrund der jeweiligen Grundstücksgröße 
zulässige Immissionsrichtwertanteil an den nächstgelegenen, schutzbedürftigen 
Immissionsorten nicht überschritten wird.

5.4

5.5

5.6

5.7

5.8

5.9

5.10

5.11

5.12

5.13

5.14

Gasversorgung: Hochdruckübergabestation GASUF gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Löschwasserversorgung: Löschwasserzisterne gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Zweckbestimmungen Grünflächen:
Siedlungsökologie, Quartiergliederung und –eingrünung
Verkehrsbegleitgrün
Ortsbild, Freizeit und ErholungC

B
A

Anlage von naturnahen Feldgehölzen im mind. 
5-reihigen Pflanzverband (vgl. textl. Festsetzungen)
Anlage von naturnahen Baum-/Strauchheckenriegeln 
im mind. 3-reihigen Pflanzverband (vgl. textl. Festsetzungen)
Anlage von verkehrsflächenbegleitenden Laubbaumgruppen 
und Strauchheckenriegeln (vgl. textl. Festsetzungen)III

II
I

Anlage von naturnahen, grabenbegleitenden Strauchhecken-
riegeln und Laubbaumgruppen (vgl. textl. Festsetzungen)IV
Baum- und Strauchpflanzungen in Verlängerung 
des "Generationenparks Altfeld" (vgl. textl. Festsetzungen)V
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Trinkwasserleitung

Baum- und Strauchpflanzungen entsprechend 
den festgesetzten Pflanzgeboten
Bestehende Wirtschaftsgebäude einschl. Firmenbezeichnung

Lärm- und Geruchsbelastungen
Gegenüber den Straßenbaulastträgern können keine Ansprüche aus Lärm- 
und Geruchsbelastungen geltend gemacht werden.
Allgemeiner Denkmalschutz
Sollten bei den Erschließungs- und Bauarbeiten im Baugebiet archäologische Funde wie 
Scherben, Knochen, auffällige Häufungen von Steinen, dunkle Erdverfärbungen o. ä. 
auftreten, sind diese Zufallsfunde an ihrer Fundstelle zu belassen und unverzüglich an das 
bayer. Landesamt für Denkmalpflege zu melden (Art. 8 DSchG).
Bauwerke und Anpflanzungen über 350 m ü. NN
Bauwerke, Anpflanzungen, Lichtmaste etc., die eine absolute Höhenlage von 350,00 m ü. NN 
erreichen oder überschreiten, sind mit dem Luftamt Nordbayern abzustimmen.
Umgang mit Dach- und Oberflächenwasser
Anfallendes Niederschlagswasser ist grundsätzlich getrennt von häuslichem Abwasser
zu beseitigen.
Dach- und Oberflächenwasser, das auf Gebäuden und außerhalb betrieblicher Umgangs-
flächen anfällt, sollte unter Beachtung der wasserrechtlichen und wasserwirtschaftlichen
Bestimmungen vorrangig innerhalb der Baugrundstücke auf fachgerecht vorbereiteten 
Grünflächen zurückgehalten, versickert, verdunstet oder als Brauchwasser gespeichert 
werden.
Bei der Planung von Anlagen zum Umgang mit Niederschlagswasser sind die quantitativen 
und qualitativen Anforderungen und Vorgaben des DWA-Merkblattes M 153 „Handlungs- 
empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ der Niederschlagswasserfreistellungs-
verordnung (NWFreiV) sowie der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesam-
meltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) zu beachten zu beachten.
Anfallendes Oberflächenwasser von Dachflächen, PKW-Stellplätzen und Zufahrtsbereichen, 
das auf dem Baugrundstück nicht gespeichert, versickert oder verdunstet werden kann, ist, 
soweit höhenbedingt machbar, in die straßenbegleitenden Entwässerungsgräben einzuleiten.
Vorhabenbezogene Freiflächengestaltungsplanung
Im Rahmen nachgeordneter Vorhabengenehmigungsverfahren sollten auf Grundlage der
bauleitplanerischen Festsetzungen qualifizierte, vorhabenbezogene Freiflächengestaltungs-
pläne unter besonderer Berücksichtigung der örtlichen Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erarbeitet und als Bestandteil der Genehmigungsunterlagen vorgelegt 
werden. 
In diesem Zuge sollten die beabsichtige Freiflächengestaltung, Flächenversiegelungen, 
Wegeführungen, Bepflanzungen und Geländehöhen dargestellt werden. Hierdurch kann 
sichergestellt werden, dass die im Bauleitplanverfahren definierten, grünordnerischen wie 
naturschutzfachlichen Entwicklungsmaßnahmen im Planungsgebiet fachgerecht konkretisiert 
und umgesetzt werden.
Allgemeiner Bodenschutz
Gemäß § 1a (2) BauGB ist auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden auch 
während der Bauarbeiten zu achten und die Bodenversiegelung auf das unbedingt 
erforderliche Ausmaß zu begrenzen. Bodenarbeiten sollten gemäß vorhandener Richtlinien 
(z. B. DIN 18915) ausgeführt werden. Die Inanspruchnahme von baulich bisher nicht 
beeinträchtigen Freiflächen während der Bauarbeiten ist auf das unbedingt notwendige Maß 
zu beschränken. Bodenkörper, die in Folge der Bauarbeiten Beeinträchtigungen aufweisen, 
sind wieder herzustellen. 
Unbelastetes Aushubmaterial, insbesondere anstehender Boden, sollte soweit möglich 
innerhalb des Baugebietes für den Massenausgleich eingesetzt werden. Fruchtbarer 
Oberboden, der im Zuge der baulichen Entwicklung des Planungsgebietes nicht erhalten 
oder verwertet werden kann, soll vorrangig der örtlichen Landwirtschaft für Bodenver-
besserungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden
Planinhalte des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Industriegebiet Altfeld IV“
Festsetzungen des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Industriegebiet Altfeld IV“ 
i. d. F. vom 23.11.2000 werden innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des vorliegen-
den Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Gewerbegebiet Schloßfeld“ außer Kraft gesetzt.

5.15

5.16

5.17

5.18

5.19

5.20

5.21

Bebauungs- und Grünordnungsplan
"Gewerbegebiet Schloßfeld, Altfeld"

Planverfasser

Dipl.-Ing. (Univ.) Markus Fleckenstein
Freier Landschaftsarchitekt BYAK . Freier Stadtplaner BYAK
Pfingstgrundstraße 14 . 97816 Lohr am Main . www.buero-fleckenstein.de

Planungsstand 26. November 2020

Stadt Marktheidenfeld
Landkreis Main-Spessart

Kartengrundlage: Bayer. Vermessungsverwaltung, DTK25 2017

6. VERFAHRENSHINWEISE
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 02.05.2019 die Aufstellung 
des Bebauungs- und Grünordnungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am ___________ ortsüblich bekannt gemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 
und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung 
vom 21.11.2019 wurde vom 02.03.2020 bis 03.04.2020 durchgeführt.

Zum Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 21.11.2019
wurden die Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 02.03.2020 bis
03.04.2020 beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 28.05.2020 wurde 
mit Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.07.2020 bis 04.09.2020 
öffentlich ausgelegt.

Zum Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 28.05.2020 
wurden die Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.07.2020 
bis 04.09.2020 beteiligt.

Die Stadt Marktheidenfeld hat mit Beschluss des Stadtrates vom 26.11.2020
den Bebauungs- und Grünordnungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung 
vom 26.11.2020 als Satzung beschlossen.

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungs- und Grünordnungsplan wurde am _________
gem. § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekanntgemacht mit dem Hinweis darauf, 
dass der Bebauungsplan mit Begründung zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Marktheidenfeld, 
Luitpoldstraße 17 während der allgemeinen Dienststunden bereitgehalten wird. 
Weiter wurde darauf hingewiesen, dass über den Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben wird.
Der Bebauungs- und Grünordnungsplan ist damit in Kraft getreten.

Marktheidenfeld  _________                                          ______________________________
                                                                                         Thomas Stamm, 1. Bürgermeister
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Art der baulichen Nutzung in Gewerbegebieten
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO (GE) 
sind auf Grundlage von § 8 BauNVO folgende Nutzungsarten allgemein zulässig:
- Nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze 
  und öffentliche Betriebe
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
- Anlagen für sportliche Zwecke.
Ausnahmsweise zulässig sind zudem:
- Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Flächen für den Verkauf 
  an Endverbraucher.
Folgende Nutzungsarten sind auf Grundlage von § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig:
- Tierzuchtanlagen
- Schrottplätze
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
- Vergnügungsstätten
- Tankstellen
- Wohnnutzungen jeder Art.

3.1

Art und Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, Abschn. 1 und 2 BauNVO)

3. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
gem. § 9 Abs. 1 BauGB

Geräuschkontingentierung in Gewerbegebieten
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Gewerbegebiete sind ausschließlich Betriebe und 
Anlagen zulässig, deren Schallemissionen die folgenden Emissionskontingente nach DIN 
45691 weder tagsüber (06:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) überschreiten. 
GE 1      Tagsüber: 65 dB(A)      Nachts: 50 dB(A)
GE 2      Tagsüber: 63 dB(A)      Nachts: 48 dB(A)
GE 3      Tagsüber: 62 dB(A)      Nachts: 49 dB(A)
GE 4      Tagsüber: 63 dB(A)      Nachts: 48 dB(A)
GE 5      Tagsüber: 63 dB(A)      Nachts: 50 dB(A)
GE 6      Tagsüber: 65 dB(A)      Nachts: 50 dB(A)
GE 7      Tagsüber: 65 dB(A)      Nachts: 50 dB(A)
GE 8      Tagsüber: 66 dB(A)      Nachts: 53 dB(A)
Der Nachweis über die Einhaltung dieser Kontingente ist gem. DIN 45691: 2006-12, 
Abschnitt 5, im Rahmen der Genehmigungsverfahren zu führen. Die betreffende DIN 45691 
kann im Bauamt der Stadt Marktheidenfeld eingesehen werden.
Für zu schützende Nutzungen im Plangebiet selbst ist der Immissionsschutz gem. TA Lärm 
nachzuweisen. Dabei ist auch das Spitzenpegelkriterium gem. TA Lärm für die umliegenden, 
relevanten Immissionsorte zu überprüfen.
Maß baulicher Nutzung
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der maximal zulässigen 
Grundflächenzahl (GRZ), der maximal zulässigen Baumassenzahl (BMZ) und der 
maximalen Höhe baulicher Anlagen bestimmt. Die Vorgaben sind den teilflächenbezogenen 
Planeintragungen zu entnehmen.
Höhe baulicher Anlagen und Höhenbezugspunkte (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO)
Innerhalb der Gewerbegebiete ist eine maximale Wandhöhe (WH, Schnittpunkt zwischen 
Außenwand und Dachfläche) baulicher Anlagen von 15,00 m, gemessen über der natürlichen 
Geländeoberkante an der bergseitigen Gebäudewand in der Gebäudemitte. 
Die maximale Giebelhöhe wird, gemessen über der Wandhöhe, auf 5,00 m begrenzt.
Die vorangehend festgesetzten, zulässigen Gesamthöhen baulicher Anlagen dürfen durch 
untergeordnete Dachaufbauten für technische Einrichtungen, z. B. Lüftungsanlangen, 
Photovoltaikanlagen sowie durch untergeordnete Bauteile überschritten werden, sofern 
sie auf die technisch notwendige Höhe beschränkt werden.

3.2

3.3

3.4

Abstandsflächen
Die Abstandsflächen nach Bayerischer Bauordnung (Art. 6 BayBO) sind grundsätzlich 
einzuhalten.
 
Überbaubare Grundstücksfläche
Die überbaubaren Flächen sind zeichnerisch durch Baugrenzen festgesetzt.

Nebenanlagen, Garagen und Carports
Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO (z. B. Anlagen zur Müllentsorgung, 
Gasversorgungsanlagen, Geräteschuppen), Garagen und Carports sind lediglich innerhalb 
der festgesetzten Baugrenzen zulässig. Zufahrten, über die die einzelnen Baugrundstücke 
verkehrlich erschlossen werden, sind, abweichend von der Stellplatz- und Ablösesatzung 
der Stadt Marktheidenfeld (Stand 18.06.2018), bis maximal 12,00 m Breite zulässig.
Nebenanlagen, Garagen, Carports und Zufahrten sind bei der Ermittlung der zulässigen 
Grundfläche gem. § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnen. Vorschriften der Bayerischen 
Bauordnung zur Abstandsflächenermittlung sind grundsätzlich zu beachten.
Offene PKW- und LKW-Stellflächen, offene Lagerflächen und Grundstückszufahrten
Nicht überdachte oder eingehauste PKW- und LKW-Stellplätze sowie Lagerflächen sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  Befestigte Stellplätze und Lager-
flächen sind bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche gem. § 19 Abs. 4 BauNVO 
mitzurechnen. Vorschriften der Bayerischen Bauordnung zur Abstandsflächenermittlung sind 
grundsätzlich zu beachten.

Öffentliche und private Grünflächen, Zweckbestimmungen
Für die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB festgesetzten Grünflächen werden die Zweck-
bestimmungen „Siedlungsökologie, Quartiergliederung und –eingrünung“ (Typ A), 
„Verkehrsbegleitgrün“ (Typ B) und „Ortsbild, Freizeit und Erholung“ (Typ C) entsprechend den 
zeichnerischen Planeintragungen vorgesehen. Sie sind von Bebauung, Oberflächen-
versiegelung und -befestigung freizuhalten. 
Auf Verkehrsbegleitgrünflächen (Typ B) und Grünflächen, die dem Ortsbild, der Freizeit 
und Erholung dienen (Typ C), sind jedoch die zur Erschließung der Baugrundstücke 
erforderlichen Grundstückszufahrten, ausgehend von der geplanten Erschließungsstraße, 
sowie Fluchtwege und Feuerwehrzufahrten auf einem Flächenanteil von maximal 10 % 
zulässig.
Zudem sind auf Grünflächen, die dem Ortsbild, der Freizeit und Erholung dienen 
(Typ C), befestigte Fuß- und Radwege, Platzflächen, Freiraumausstattungselemente 
und sonstige bauliche Anlagen, die der Flächenzweckbestimmung entsprechen, auf einem 
Gesamtflächenanteil von maximal 30 % zulässig. 
Grünflächenanteile, für die keine ergänzenden Pflanzbindungen oder -gebote getroffen 
werden, sind zu begrünen und fachgerecht zu unterhalten.
Naturnahe Ortsrandgestaltung auf öffentlichen Grünflächen an der BAB 3 (Typ I)
Die an der Bundesautobahn BAB3 im südlichen Grenzbereich des Plangebietes 
festgesetzten, öffentlichen Grünflächen, sind mit naturnahen Feldgehölzen im mindestens 
5-reihigen Pflanzverband, naturraumtypischen Baum- und Strauchgruppen sowie begleitenden 
Gras-/ Krautsäumen zu bepflanzen. Für Laub- und Obstbaumpflanzungen ist hierbei ein 
Strukturanteil von mindestens 10 % vorzusehen.
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1), orts-
typischen Obstbaumsorten (Hinweise 5.2) und naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 
5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem 
Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend 
und verbindlich zu betrachten und im Zuge der Pflanzmaßnahmen anzuwenden. 
Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen naturraumtypischer Laubbaumarten 
sind nicht zulässig. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die Anlage ergänzender 
Habitatstrukturen wie Natursteinhaufen und -riegel, Totholzlager oder Sandlinsen, die mit 
den örtlichen Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar sind, ist zulässig. 
Im Zuge von Pflanzmaßnahmen sind ausreichend bemessene Abstandsflächen zu Medientrassen 
entsprechend den zeichnerischen Hinweisen freizuhalten.
Gehölzbegleitende Gras-/Krautsäume sind als extensive, 1- bis 2-schürige Gras-/Krautstrukturen 
zu entwickeln und von Ablagerungen jedweder Art grundsätzlich freizuhalten. 
Eine extensive Wechselweidewirtschaft ist ergänzend oder alternativ möglich. Der Einsatz von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist auf den Entwicklungsflächen nicht zulässig.
Naturnahe Ortsrandgestaltung und Quartierdurchgrünung auf privaten Grünflächen (Typ II)
Die im Übergangsbereich geplanter Siedlungsquartiere zum offenen Landschaftsraum 
festgesetzten, privaten Grünflächen sind mit naturnahen Baum-/Strauchheckenriegeln
im mindestens 3-reihigen Pflanzverband, naturraumtypischen Laub- und Obstbaumgruppen 
sowie begleitenden Gras-/ Krautsäumen zu bepflanzen. Für Laub- und Obstbaumpflanzungen 
ist hierbei ein Strukturanteil von mindestens 10 % vorzusehen.
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1), orts-
typischen Obstbaumsorten (Hinweise 5.2) und naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 
5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem 
Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend 
und verbindlich zu betrachten und im Zuge der Pflanzmaßnahmen anzuwenden. 
Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen naturraumtypischer Laubbaumarten 
sind nicht zulässig. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die Anlage ergänzender 
Habitatstrukturen wie Natursteinhaufen und -riegel, Totholzlager oder Sandlinsen, 
die mit den örtlichen Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar sind, 
ist zulässig.
Verkehrsflächenbegleitende Quartierdurchgrünung auf privaten Grünflächen (Typ III)
Die entlang der Erschließungsstraßen und Entwässerungsgräben festgesetzten, 5 m breiten, 
privaten Grünflächen sind auf einem Flächenanteil von mindestens 50 % mit 
Strauchheckenriegeln im mindestens 2-reihigen Pflanzverband zu bepflanzen. 
Ergänzende Laub- und Obstbaumpflanzungen sind zulässig.
Die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten und die Pflanzabstände sind 
unter besonderer Berücksichtigung der in den Hinweisen 5.1 (naturraumtypische 
Laubbaumarten) und 5.2 (ortstypische Obstbaumsorten) und 5.3 (naturraumtypischen 
Straucharten zusammengestellten Pflanzempfehlungen festzulegen. 
Die Verwendung von Ziergehölzen ist jedoch zulässig. Pflanzausfälle sind grundsätzlich 
zu ersetzen.
Strukturanreicherung der naturnahen Straßenseitengräben (Typ IV)
Die Uferpartien der geplanten, offenen Straßenseitengräben sind auf einem Gesamtflächen-
anteil von mindestens 25 % mit naturnahen Baum-/Strauchheckenriegeln im mindestens 
2-reihigen Pflanzverband, naturraumtypischen Laub- und Obstbäumen sowie begleitenden 
Gras-/ Krautsäumen zu bepflanzen. Für Laub- und Obstbaumpflanzungen ist hierbei ein 
Strukturanteil von mindestens 10 % vorzusehen.
Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 5.1), orts-
typischen Obstbaumsorten (Hinweise 5.2) und naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 
5.3) enthaltenen Gehölzarten, Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem 
Hintergrund der naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend 
und verbindlich zu betrachten und im Zuge der Pflanzmaßnahmen anzuwenden. 
Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen naturraumtypischer Laubbaumarten 
sind nicht zulässig. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die Anlage ergänzender 
Habitatstrukturen wie Natursteinhaufen und -riegel, Totholzlager oder Sandlinsen, 
die mit den örtlichen Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar sind, 
ist zulässig.
Anbindung des „Generationenparks Altfeld“, 
Schaffung von naturnahen Baum-/ Strauchbeständen (Typ V)
Die in Verlängerung des „Generationenparks Altfeld“ vorgesehene, öffentliche Grünfläche, ist 
mit Baum-/Strauchheckenriegeln im mindestens 2-reihigen Pflanzverband auf einem Gesamt-
flächenanteil von mindestens 10 %, sowie mit ergänzenden Laub-/ Obstbaumgruppen und 
Landschaftsrasen zu bepflanzen. 
Die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten und die Pflanzabstände der 
Gehölzpflanzungen sind unter besonderer Berücksichtigung der in den Hinweisen 5.1 
(naturraumtypische Laubbaumarten), 5.2 (ortstypische Obstbaumsorten) und 5.3 
(naturraumtypischen Straucharten) zusammengestellten Pflanzempfehlungen festzulegen. 
Die Verwendung von Ziergehölzen ist jedoch zulässig. Pflanzausfälle sind grundsätzlich 
zu ersetzen.
Pflanzgebote an Baugrundstücksgrenzen
An gemeinsamen Baugrundstücksgrenzen sind beidseitig naturnahe Baum-/ 
Strauchheckenriegel im mindestens 2-reihigen Pflanzverband anzulegen und dauerhaft zu 
erhalten. Die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten und die Pflanzabstände 
sind unter besonderer Berücksichtigung der in den Hinweisen 5.1 (naturraumtypische 
Laubbaumarten), 5.2 (ortstypische Obstbaumsorten) und 5.3 (naturraumtypischen 
Straucharten zusammengestellten Pflanzempfehlungen festzulegen. 
Die Verwendung von Ziergehölzen ist jedoch zulässig. Pflanzausfälle sind grundsätzlich 
zu ersetzen.
Mindestdurchgrünung der Bauflächen
Innerhalb der festgesetzten Bauflächen ist je 200 m² unbebauter und unbefestiger 
Grundstücksfläche mindestens ein naturraumtypischer Laubbaum oder ein hochstämmiger 
Obstbaum zu pflanzen und langfristig zu erhalten. Die Pflanzstandorte innerhalb der 
Grundstücksflächen sind variabel und können an den jeweiligen, betrieblichen 
Flächenanforderungen ausgerichtet werden. Je Baumstandort ist eine wasser- und 
luftdurchlässige Fläche von mindestens 9 m² vorzusehen, um die Entfaltung der Gehölze 
sicher zu stellen. Die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten und die 
Pflanzabstände sind unter besonderer Berücksichtigung der in den Hinweisen 5.1 
(naturraumtypische Laubbaumarten) und 5.2 (ortstypische Obstbaumsorten) 
zusammengestellten Pflanzempfehlungen festzulegen. Pflanzausfälle sind in Anlehnung 
an die vorangehenden Pflanzvorgaben zu ersetzen.
Gestaltung der Straßenseitengräben und Regenwasserrückhaltung
Die festgesetzten Flächen zur Aufnahme, Rückhaltung und Abführung von unbelastetem 
Oberflächen- und Dachwasser (Straßenseitengräben, Regenrückhaltebecken) sind in 
unbefestigter, offener und naturnaher Bauweise anzulegen. Die Sicherung von Ein- und 
Auslaufbauwerken mit Natursteinsätzen ohne Mörtelverbund ist zulässig. Bei der Gestaltung 
der Beckensohle des Regenrückhaltebeckens ist zumindest in Teilbereichen ein 
Restwasserstand (Dauerstau) sicher zu stellen.
Straßenseitengräben dürfen zur Herstellung von Grundstückszufahrten, Fluchtwegen oder 
Feuerwehrzufahrten kurzstreckig verrohrt und überbaut werden. Der Gesamtanteil hiervon 
betroffener Grabenflächen wird jedoch auf maximal 10 % begrenzt.
Zuordnung externer, naturschutzrechtlicher Kompensationsmaßnahmen
Eine Teilfläche von 26.087 m² der im kommunalen Ökokonto der Stadt Marktheidenfeld 
bevorrateten Ökofläche, Fl.Nr. 418, Gemarkung Michelrieth, wird dem Bebauungs- und Grün-
ordnungsplan „Gewerbegebiet Schloßfeld“ auf Grundlage von § 9 Abs. 1a BauGB i. V. m. 
§ 1a Abs. 3 BauGB als Fläche zum Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen des 
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zugeordnet. Die betreffende Teilfläche wurde 
bereits im Jahr 2001 vor dem Hintergrund der örtlichen Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege als naturnahe Gehölz- und Sukzessionsfläche entwickelt und in das 
kommunale Ökokonto eingebucht. Ergänzende Herstellungs- oder Entwicklungsmaßnahmen 
sind nicht erforderlich.
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Bauweise und überbaubare Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und Abschnitt 3 BauNVO

Flächen für Nebenanlagen und Flächen für Stellplätze und Garagen 
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 4, 11 BauGB i. V. m. §§ 12, 14, 21a BauNVO) 

Grünordnerische und naturschutzfachliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 BauGB)

Passive Schallschutzmaßnahmen
Zum Schutz vor Verkehrslärm sind für die zu schützenden Nutzungen (Büroräume u.a.) 
bauliche Schallschutzmaßnahmen vorzusehen. Die Anforderungen an die 
Schalldämmmaße der Außenbauteile, ggf. unter Berücksichtigung der jeweiligen Spektrum-
Anpassungswerte, sind gemäß DIN 4109 in der zum Zeitpunkt der Abnahme des Gebäudes 
baurechtlich eingeführten Fassung zu ermitteln. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden. Die betreffende DIN 4109 kann im Bauamt der Stadt 
Marktheidenfeld eingesehen werden.
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Gewerbebauteilflächen 1, 6 und 7 sind immissions-
schutzrechtlich schutzbedürftige Räume (z. B. Büroräume) in von der BAB A3 abgewandten 
Gebäudeteilen vorzusehen. Alternative, bauliche Schallschutzmaßnahmen gleicher Wirkung 
sind zulässig.
Die vorliegenden Beurteilungspegel der Verkehrslärmimmissionen sind der Schallimmissions-
prognose Y0088.021.01.001 der Wölfel Engineering GmbH & Co.KG, Höchberg, vom 
09.12.2019 zu entnehmen. Daneben sind die möglichen Anlagenlärmimmissionen 
zu berücksichtigen.

3.20

Technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Baufeldräumung, Eingriffe in offene Acker- und Brachflächen
Baumaßnahmen auf bislang nicht überbauten Baufeldern sind zur Vermeidung von arten-
schutzrechtlichen Konflikten gem. § 44 BNatSchG außerhalb der prioritären Vogelbrutzeit 
einzuleiten. Ein geeigneter Zeitraum besteht diesbezüglich zwischen dem 01.09. und dem 
28.02. Hiervon kann abgewichen werden, wenn im Vorfeld von Baumaßnahmen, zwischen 
dem 01.10. und dem 28.02., Schwarzbrachen oder Mulchflächen mit Vergrämungswirkung 
geschaffen werden, deren offener Zustand bis Baubeginn aufrechterhalten wird.
Gleichermaßen kann von dieser Festsetzung abgewichen werden, wenn im Vorfeld von 
Baumaßnahmen durch qualifiziertes Fachpersonal gegenüber der zuständigen 
Naturschutzverwaltung nachgewiesen werden kann, dass keine Fortpflanzungs- 
und Brutstätten auf der jeweiligen Baufläche bestehen.
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Gasleitungstrasse Bayernwerk Netz GmbH
Sonstige Leitungstrasse Bayernwerk Netz GmbH


